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Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Abgeordneten zum Nationalrat Christian Lausch und weitere Abgeordnete haben am 

10. August 2026 unter der Nr. 6788/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfrage 

betreffend „Gewaltambulanzen in Österreich“ gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich nach den mir vorliegenden Informationen wie folgt: 

Zu den Fragen 1 bis 8: 

1. Wie viele gerichtsmedizinische Facharztstellen sind aktuell an den österreichischen 

Universitätsinstituten insgesamt vorgesehen und wie viele davon sind derzeit 

unbesetzt? 

a. Seit wann bestehen diese unbesetzten Stellen jeweils? 

b. Welche konkreten Maßnahmen wurden gesetzt, um diese Stellen zu besetzen? 

2. Wer trägt die politische Verantwortung für den seit Jahren bekannten Personalmangel 

im Bereich der Gerichtsmedizin? 

a. Welche konkreten Maßnahmen wurden seit 2021 gesetzt, um diesen 

Personalmangel strukturell zu beheben? 

3. Konnte die gerichtsmedizinische Facharztstelle für die Gewaltambulanz Wien schon 

besetzt werden? 

a. Wenn ja, seit wann ist diese Stelle besetzt? 

b. Wenn nein, seit wann ist diese Stelle ausgeschrieben? 

c. Wenn nein, wie viele Bewerbungen sind bisher eingelangt? 
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d. Wenn nein, welche Gründe gibt es, dass diese zentrale Stelle nicht besetzt werden 

kann? 

e. Wenn nein, wann wird diese Stelle besetzt? 

4. Wie wird sichergestellt, dass die Beweissicherheit vor Gericht bei Untersuchungen 

durch nicht spezialisierte Fachärzte gewährleistet ist? 

5. Bis zu welchem Zeitpunkt ist aus heutiger Sicht die Finanzierung der Pilotbetriebe der 

Gewaltambulanzen gesichert? 

6. Welche finanziellen Mittel wären erforderlich, um die bestehenden Gewaltambulanzen 

dauerhaft zu betreiben? 

7. Gibt es schon einen Zeitplan für den bundesweiten Ausbau von Gewaltambulanzen? 

a. Wenn ja, wie sieht dieser im Detail aus? 

b. Wenn ja, wird hier ganz Österreich abgedeckt mit Gewaltambulanzen? 

c. Wenn ja, wo genau sind diese Ambulanzen? 

d. Wenn nein, warum nicht? 

8. Wie viele Gewaltopfer aus ländlichen Regionen mussten bislang aufgrund fehlender 

regionaler Angebote längere Anfahrtswege zu Gewaltambulanzen in Kauf nehmen? 

a. Wie lange beträgt die durchschnittliche Anfahrtszeit für Betroffene außerhalb der 

Ballungsräume? 

 

Einleitend wird darauf hingewiesen, dass die Förderungen der Gewaltambulanzen im 

Rahmen eines Zusammenschlusses von vier Bundesministerien erfolgt: 

Bundesministerium für Justiz (BMJ), Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und 

Forschung (BMFWF), Bundesministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und 

Konsumentenschutz (BMASGPK) und Bundesministerium für Inneres (BMI). Die 

Federführung liegt beim BMJ. 

Es wird daher auf die Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 6790/J betreffend 

„Gewaltambulanzen in Österreich“ durch das federführende Ressort verwiesen.  

Mit der Medizinischen Universität Graz/Diagnostik- & Forschungsinstitut für Gerichtliche 

Medizin und auch der Medizinischen Universität Wien/Zentrum für Gerichtsmedizin 

besteht aktuell ein aufrechter Förderungsvertrag mit dem BMJ, BMFWF, dem BMASGPK 

und dem BMI. Die Finanzierung zu diesen beiden Förderungsverträgen ist gesichert. In den 

Bundesvoranschlägen 2027 und 2028 wurde budgetäre Vorsorge für die Finanzierung der 

beiden Pilotprojekte getroffen. 
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Betreffend jene Fragen, die in den autonomen Wirkungsbereich der Medizinischen 

Universitäten fallen, hat mein Ministerium diese um eine Stellungnahme ersucht. Es wird 

auf die eingelangte Rückmeldung (siehe Beilage) verwiesen. Die Verantwortung für 

Vollständigkeit und Richtigkeit der zur Verfügung gestellten Informationen liegt dabei 

ausschließlich bei den jeweils befassten Einrichtungen. 

 

Beilagen 

 

Eva-Maria Holzleitner, BSc

 

3 von 36176/AB XXVIII. GP - Anfragebeantwortung

www.parlament.gv.at




		2026-10-09T06:43:51+0200
	Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung
	Amtssignatur gemäß § 19 E-Government-Gesetz (E-GovG). Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at


		2026-10-09T08:51:59+0200
	Parlamentsdirektion




